
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Hans Bussmann GmbH 

Stand:  Oktober  2021 

§ 1 Geltung  
(1) Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote der Hans Bussmann GmbH (nachfolgend 
auch "Verkäufer" genannt), erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die der Verkäufer mit 
seinen Vertragspartnern (nachfolgend auch „Auftraggeber“ genannt) über die von ihm 
angebotenen Lieferungen oder Leistungen schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen 
Lieferungen, Leistungen oder Angebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht 
nochmals gesondert vereinbart werden.  
(2) Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden keine Anwendung, 
auch wenn der Verkäufer ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Selbst 
wenn der Verkäufer auf ein Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingungen des 
Auftraggebers oder eines Dritten enthält oder auf solche verweist, liegt darin kein 
Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen.  

§ 2 Angebot und Vertragsabschluss  
(1) Alle Angebote des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht 
ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte Annahmefrist 
enthalten. Bestellungen oder Aufträge kann der Verkäufer innerhalb von vierzehn Tagen 
nach Zugang annehmen.  
(2) Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwischen Verkäufer und Auftraggeber 
ist der schriftlich geschlossene Kaufvertrag, einschließlich dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. Dieser gibt alle Abreden zwischen den Vertragsparteien zum 
Vertragsgegenstand vollständig wieder. Mündliche Zusagen des Verkäufers vor 
Abschluss dieses Vertrages sind rechtlich unverbindlich und mündliche Abreden der 
Vertragsparteien werden durch den schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern sich nicht 
jeweils ausdrücklich aus ihnen ergibt, dass sie verbindlich fortgelten.  
(3) Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich 
dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern oder Prokuristen sind die Mitarbeiter 
des Verkäufers nicht berechtigt, hiervon abweichende mündliche Abreden zu treffen.  
(4) Angaben des Verkäufers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, 
Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie unsere 
Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd 
maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck eine 
genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der 
Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die 
aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen darstellen, 
sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die 
Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen.  

§ 3 Preise und Zahlung  
(1) Die Preise gelten für den in den Auftragsbestätigungen aufgeführten Leistungs- und 
Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert berechnet. Die 
Preise verstehen sich in EURO ab Werk zuzüglich Verpackung, der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer, bei Exportlieferungen Zoll sowie Gebühren und anderer öffentlicher 
Abgaben.  
(2) Rechnungsbeträge sind innerhalb von vierzehn Tagen ohne jeden Abzug zu bezahlen, 
sofern nicht etwas anderes schriftlich vereinbart ist. Maßgebend für das Datum der 
Zahlung ist der Eingang beim Verkäufer. Schecks gelten erst nach Einlösung als Zahlung. 
Leistet der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Beträge ab dem 
Tag der Fälligkeit mit 5% p. a. zu verzinsen; die Geltendmachung höherer Zinsen und 
weiterer Schäden im Falle des Verzugs bleibt unberührt.  
(3) Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers oder die Zurückbehaltung 
von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit die Gegenansprüche 
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.  
(4) Der Verkäufer ist berechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder Leistungen nur 
gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder zu erbringen, wenn ihm 
nach Abschluss des Vertrages Umstände bekannt werden, welche die Kreditwürdigkeit 
des Auftraggebers wesentlich zu mindern geeignet sind und durch welche die Bezahlung 
der offenen Forderungen des Verkäufers durch den Auftraggeber aus dem jeweiligen 
Vertragsverhältnis (einschließlich aus anderen Einzelaufträgen, für die derselbe 
Rahmenvertrag gilt) gefährdet wird.  
(5) Alle Verkaufspreise in Angeboten und Preislisten sind unverbindlich bis zur 
Auftragsbestätigung durch den Verkäufer. Preisänderungen sind zulässig, wenn 
zwischen Vertragsabschluss und vereinbartem Lieferdatum mehr als 2 Monate liegen. 
Ändern sich danach bis zur Lieferung die Löhne, Frachten, Zölle oder die 
Materialbeschaffungskosten, so ist der Verkäufer berechtigt, den Preis entsprechend zu 
ändern, auch für Rahmenverträge. Bei Preiserhöhungen von mehr als 5,0% hat der 
Verkäufer und Käufer das Recht, vom Vertrag oder Rahmenvertrag zurückzutreten, 
sofern die Ware keine Sonderanfertigung für den Käufer ist, oder einer 
Mindestbestellmenge unterliegt. Änderungen bedürfen einer schriftlichen Bestätigung. 

§ 4 Lieferung und Lieferzeit  
(1) Lieferungen erfolgen ab Werk.  
(2) Vom Verkäufer in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und 
Leistungen gelten stets nur annähernd (Auftragsbestätigung eingeschlossen), es sei 
denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder vereinbart 
ist. Sofern Versendung vereinbart wurde, beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine 
auf den Zeitpunkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem 
Transport beauftragten Dritten.  
(3) Der Verkäufer kann – unbeschadet seiner Rechte aus Verzug des Auftraggebers – 
vom Auftraggeber eine Verlängerung von Liefer- und Leistungsfristen oder eine 
Verschiebung von Liefer- und Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in dem der 
Auftraggeber seinen vertraglichen Verpflichtungen dem Verkäufer gegenüber nicht 
nachkommt.  
(4) Der Verkäufer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für 
Lieferverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses nicht vorhersehbare Ereignisse (zB. Betriebsstörungen aller Art, 
Schwierigkeiten in der Material- oder Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, 
Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder 
Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen behördlichen 
Genehmigungen, behördliche Maßnahmen oder die ausbleibende, nicht richtige oder 
nicht rechtzeitige Belieferung durch Lieferanten) verursacht worden sind, die der 
Verkäufer nicht zu vertreten hat. Sofern solche Ereignisse dem Verkäufer die Lieferung 
oder Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich machen und die Behinderung 
nicht nur von vorübergehender Dauer ist, ist der Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrag 
berechtigt. Bei Hindernissen vorübergehender Dauer verlängern sich die Liefer- oder 
Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leistungstermine um den 
Zeitraum der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. Soweit dem 
Auftraggeber infolge der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht 
zuzumuten ist, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Verkäufer vom Vertrag zurücktreten.  
(5) Der Verkäufer ist nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn  
 

- die Teillieferung für den Auftraggeber im Rahmen des vertraglichen 
Bestimmungszwecks verwendbar ist,  

- die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und  
- dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche 

Kosten entstehen (es sei denn, der Verkäufer erklärt sich zur Übernahme dieser 
Kosten bereit).  

(6) Gerät der Verkäufer mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug oder wird ihm eine 
Lieferung oder Leistung, gleich aus welchem Grunde, unmöglich, so ist die Haftung des 
Verkäufers auf Schadensersatz nach Maßgabe des § 7 dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen beschränkt.  
(7) Die Versandart und die Verpackung unterstehen dem pflichtgemäßen Ermessen des 
Verkäufers.  

§ 6 Gewährleistung 
Der Käufer hat die Ware unverzüglich nach der Anlieferung durch den Verkäufer zu 
untersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer unverzüglich Anzeige zu 
machen. Unterlässt der Käufer die Anzeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei denn, 
dass es sich um einen Mangel handelt, der bei der Untersuchung nicht erkennbar war. 
Bei Sachmängeln hat der Verkäufer das Recht zur Nacherfüllung bis der Mangel in 
angemessener Zeit beseitigt ist. Eine zweimalig fehlgeschlagene Nacherfüllung 
berechtigt den Käufer nach eigener Wahl zur Minderung oder zum Vertragsrücktritt im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. Der Käufer stellt dem Verkäufer dazu Proben 
des beanstandeten Produkts, verwendete Materialien und alle notwendige 
Informationen zur Überprüfung und Beseitigung des Mangels zur Verfügung und 
gewährt freien Zugang zu betroffenen Maschinen, Anlagen oder Geräten. Der Käufer 
entscheidet eigenverantwortlich über den Einsatz der Produkte. Anwendungs- und 
Produktempfehlungen des Verkäufers sind unverbindlich, sofern nicht sämtliche 
notwendigen Informationen und Unterlagen für eine technisch fundierte Beratung zur 
Verfügung gestellt, durch käuferseitige Versuche überprüft und Produkteigenschaften 
für einen bestimmten Verwendungszweck schriftlich zugesichert wurden. Bei fehlenden 
wesentlichen Informationen zur Anwendung, nicht bestimmungsgemäßem Gebrauch 
oder technisch fehlerhafter Anwendung durch den Käufer ist jegliche Gewährleistung 
ausgeschlossen. Die Verjährungsfrist beträgt 12 Monate. 

§ 7 Haftung  
Schadenersatzansprüche auf Ersatz des unmittelbaren und mittelbaren Schadens, 
einschließlich Begleit- und Folgeschäden, sind – gleichgültig aus welchem Rechtsgrund – 
ausgeschlossen. Unberührt bleiben hiervon Ansprüche des Kunden, wenn: 

- der Verkäufer einen Rechts- oder Sachmangel arglistig verschwiegen oder soweit  
eine Garantie für die Beschaffenheit des Liefergegenstands übernommen wurde, 

- der Schaden auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, 
- eine schuldhafte Pflichtverletzung durch den Verkäufer zu einem Körper- oder 

Gesundheitsschaden geführt hat, 
- der Verkäufer aus sonstigen Gründen einer nichtabdingbaren Haftung 

(Produkthaftungsgesetz) unterliegen oder 
- der Schaden auf einer fahrlässigen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten 

durch den Verkäufer beruht. Im Falle einer einfachen fahrlässigen Verletzung 
solcher Pflichten ist jedoch die Ersatzpflicht des Verkäufers der Höhe nach auf 
den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden beschränkt. 

Soweit die Haftung des Verkäufers ausgeschlossen oder eingeschränkt ist, gilt dies in 
gleichem Umfang zugunsten der gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen des 
Verkäufers. 

 § 8 Eigentumsvorbehalt    
Der Verkäufer behält sich in allen Fällen das Eigentum am Liefergegenstand  bis zur 
Erfüllung aller Forderungen aus bestehenden oder künftigen Lieferverträgen vor. Der 
Käufer verpflichtet sich die Liefergegenstände unentgeltlich und mit Sorgfalt zu 
verwahren. Verpfändung oder Sicherungsübereignung der Vorbehaltsware ist 
unzulässig. Der Käufer informiert bei Pfändung, Beschlagnahme oder sonstiger 
Verfügung durch Dritte unverzüglich den Verkäufer und überlässt ihm alle notwendigen 
Unterlagen für einen Widerspruch. Der Käufer ist berechtigt, den Liefergegenstand im 
Rahmen seines üblichen Geschäftsbetriebs zu verarbeiten und zu veräußern, solange er 
nicht in Verzug ist. Er tritt schon mit Abschluss des Kaufvertrages mit dem Verkäufer die 
ihm aus der Veräußerung oder aus einem sonstigen Rechtsgrunde zustehenden 
Forderungen gegen seine Abnehmer in Höhe des Rechnungswertes der gelieferten 
Vorbehaltsware an den Verkäufer ab. Mit  Zahlungseinstellung, Beantragung oder 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens sowie bei Scheck- oder  Wechselprotest erlöschen 
das Recht zur Veräußerung sowie die Befugnis zum Einzug abgetretener Forderungen. 
In diesen Fällen ist der Käufer verpflichtet, den Verkäufer über die Vorbehaltsware 
sowie Forderungsabtretungen unverzüglich und unaufgefordert zu informieren. 
Übersteigt der Wert der eingeräumten Sicherheiten die Forderungen des Verkäufers um 
mehr als 10%, so ist der Verkäufer auf Verlangen des Käufers zur Rückübertragung 
verpflichtet, soweit als die Sicherungsgrenze überschritten ist. 

§ 9 Schlussbestimmungen  
(1) Gerichtsstand für alle etwaigen Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung zwischen 
dem Verkäufer und dem Auftraggeber ist ausschließlich 33100 Paderborn.  
(2) Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist 33100 
Paderborn, soweit nichts anderes bestimmt ist.  
(3) Die Beziehungen zwischen dem Verkäufer und dem Auftraggeber unterliegen 
ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11. April 
1980 (CISG) gilt nicht.  
(4) Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen Regelungslücken 
enthalten, gelten zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen 
Regelungen als vereinbart, welche die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen 
Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten.  
 
Hinweis:  Der Auftraggeber nimmt davon Kenntnis, dass der Verkäufer Daten aus dem 
Vertragsverhältnis nach § 28 Bundesdatenschutzgesetz zum Zwecke der 
Datenverarbeitung speichert und sich das Recht vorbehält, die Daten, soweit für die 
Vertragserfüllung erforderlich, Dritten (z.B. Versicherungen) zu übermitteln.  


